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CETA: Zeitstrang

2009: Verhandlungsbeginn

2016: Oktober, Zustimmung im Rat der EU

2017: Februar, Zustimmung Europaparlament

2017: 21. September: Vorläufige Anwendung (ohne ISDS/ICS)

2019: 30. April: EuGH erklärt CETA-ICS als konform mit EU-

Recht



CETA: Stand der Ratifizierungen: April 2021

Ratifiziert durch Mitgliedsstaaten (15 von 27): 

Tschechien, Dänemark, Estland, Spanien, Kroatien, Lettland, 

Litauen, Malta, Österreich, Portugal, Slowakei, Finnland, 

Schweden, Luxemburg, Rumänien

Ausstehende Ratifizierung (14 von 27): 

Belgien, Bulgarien, Deutschland, Irland, Griechenland, Frankreich, 

Italien, Zypern, Ungarn, Niederlande, Polen, Slowenien



BVerfG: Verfassungsbeschwerden

Vier Verfassungsbeschwerden plus Anträge auf 
einstweilige Anordnungen anhängig

- Prof. Dr. Klaus Buchner (Klaus Schachtschneider)

- Marianne Grimmenstein-Balas (Andreas Fisahn)

- Fraktion Die Linke (Andreas Fischer-Lescano)

- Mehr Demokratie/Campact/Foodwatch (Bernhard Kempen)

Organstreitverfahren abgewiesen: 2. März 2021

 Fraktion Die Linke (Andreas Fischer-Lescano)



Bundesrat

69 Stimmen: 35 Enthaltungen oder Nein-Stimmen genügen, um CETA zu 

verhindern. 

Länder mit grüner und/oder linker Regierungsbeteiligung (45 Stimmen):

Baden-Württemberg (6), Berlin (4), Brandenburg (4), Bremen (3), 

Hamburg (3), Hessen (5), Rheinland-Pfalz (4), Sachsen (4), Sachsen-

Anhalt (4), Schleswig-Holstein (4), Thüringen (4)

P.S.: Freie Wähler in Bayern (6)



Wie CETA das Klima schädigt

Sicherung des Zugangs zu fossilen Rohstoffen

● Zugang zu öffentlichen Ausschreibungen der Förderung, der Lieferung und der 

Versorgung mit fossilen Energieträgern sowie das Verbot von Exportsteuern 

Sicherung des Absatzes fossiler Rohstoffe

● Festschreibung von EU-Nullzöllen (u.a. auf Kohle, Öl, Gas, Erz) und Abbau verbliebener 

Zölle auf Energierohstoffe 

Schutz globaler Lieferketten für fossile Rohstoffe

● Investitions- und Patentschutz (d.h. Schutz für existierende fossile Investitionen sowie 

für Förder-, Transport- und Versorgungstechnologien)



Welche klimarelevanten Regeln fehlen?

● Keine Verankerung des Pariser Abkommens, das schon Nov. 2016 in Kraft 

trat (nur erwähnt in einem Beschluss des Gemischten Ausschusses).

● Keine Regelungen zur Verminderung des Handels mit klimaschädlichen 

Gütern (Regulierungen für „climate-risk commodities“)

● Keine Ausklammerung des Klimaschutzes vom Investitionsgerichtssystem 

● Keine Verankerung des Vorsorgeprinzips (nur Verweis im schwachen 

Nachhaltigkeitskapitel, dort beschränkt auf Arbeitsschutz)

● Kein Verankerung einer scharfen Kraftstoffqualitätsrichtlinie



EU-Schwerölimporte aus Kanada 
in Mio. Barrel

Quelle: Europäische Kommission 2020
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Künftig Flüssiggas aus Kanada?

● Uniper größter Flüssiggasimporteur in Deutschland.

● Pieridae Energy baut LNG-Terminal in Kanada (Goldboro). 

Mögliche Quellen: Alberta und USA. Uniper sagte Abnahme zu. 

● Uniper baut Terminal in Wilhelmshaven (derzeit auf Eis).

● Bundesrat stimmte Juni 2017 der VO zur LNG-Infrastruktur zu.



Wie betrifft CETA den kommunalen 
Klimaschutz?

● Der Status quo der kommunalen Energieversorgungsstrukturen wird 

grundsätzlich festgeschrieben. Änderungen können u.U. als 

Vertragsverstöße gewertet werden.

● Auch künftige Privatisierungen oder ÖPPs in der Energieversorgung können 

als CETA-Verpflichtungen festgeschrieben werden: „Living Agreement“. 

● Regierungen und Investor:innen bekommen Durchsetzungsmechanismen an 

die Hand: zwischenstaatliche und Investor-Staat-Streitschlichtung. Die 

Bundesregierung haftet dabei für etwaige Vertragsverstöße der Länder, die 

wiederum für ihre Kommunen.



Welche wichtigen CETA-Regeln betreffen den 
kommunalen Klimaschutz?

Marktzugang: Verbietet grundsätzlich Monopole, Vorgaben über die 

Rechtsform- oder die Kapitalbeteiligung

Investitionen: Verbietet „indirekte“ Enteignungen, verlangt „faire und 

gerechte Behandlung“

Ausschreibungen: fixiert Schwellenwerte, begrenzt „Local-Content“-

Auflagen und Umweltstandards (etwa Vergabe- und Tariftreue-Gesetze)

Verpflichtungslisten: Negativliste (alle gebundenen Sektoren sind 

grundsätzlich liberalisiert, es sei denn es gibt Vorbehalte.)



Risiko: Rekommunalisierungen 

Rekommunalisierung von Strom-, Gas- und 

Fernwärmenetzen: 

● Deutschland hat keinen Vorbehalt in die EU-Verpflichtungsliste 

eintragen lassen, der die Rekommunalisierung lokaler Verteilnetze 

gegenüber CETA-Verpflichtungen schützen würde. Belgien dagegen 

hat einen solchen Vorbehalt eingetragen. 

● Dies ist ein Risiko, weil verschiedene Energiekonzerne sowohl in 

der EU als auch in Kanada aktiv sind (Veolia, Vattenfall, Uniper).



Risiko: Emissionen durch transatlantischen 
Ausschreibungszwang

● Kommunen und kommunale Energieversorgungsunternehmen 

müssen die Ausschreibung von Waren und Dienstleistungen 

(Schwellenwert: ca. 200.000 Euro) und von Bauaufträgen 

(Schwellenwert: ca. 5 Mio. Euro) auch für kanadische Bieter 

öffnen. 

● Das aber kann zu Umweltbelastungen durch unnötige Transporte 

und einen höheren Energie- und Rohstoffverbrauch führen.



Risiko: Förderung regionaler Kreisläufe

● Ausschreibungskriterien, die auf die Stärkung regionaler 

Wirtschaftskreisläufe abzielen (sogenannte „Offsets“), sind 

grundsätzlich unzulässig. 

● Unternehmen, die sich durch solche Kriterien diskriminiert 

fühlen, könnten ggfs überregionale Liefer- oder 

Versorgungsbeziehungen durchsetzen, auch wenn diese höhere 

Treibhausgasemissionen produzieren. 



Risiko: Förderung erneuerbarer Energie

● Mehrere CETA-Regelungen können die kommunale Förderung erneuerbarer 

Energie gefährden. 

● Das Kapitel zu Ausschreibungen lässt im Unklaren, ob der Umweltschutz ein 

Zuschlagskriterium bei der kommunalen Auftragsvergabe sein darf.

● Das Kapitel zur Regulatorischen Zusammenarbeit enthält das Ziel einer 

„technologieneutralen“ Regulierung, was Anbieter fossiler Energie 

begünstigt. 

● Nicht zuletzt fehlt die umfassende Verankerung des Vorsorgeprinzips, auf 

das sich Kommunen und Regierungen im Zweifel stützen könnten. 
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